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  Je größer die Zahl der Optionen ist, um so eher haben Wirtschaft und Verbraucher die Möglichkeit, 
sich an neue Entwicklungen anzupassen  Foto: fotogestoeber|Fotolia.com

Wendigkeit – ein vernachlässigtes Ziel der  
Energiepolitik
Knut Kübler

Die Energiegeschichte in Deutschland zeigt, dass die „staatlichen Energieprognosen“ bei dem vorhandenen Wissen, unter 
den jeweiligen Rahmendaten und den politischen Konstellationen in ihren Grundlinien nachvollziehbar waren. Sie folgten 
dem Zeitgeist. Heute wissen wir, dass viele dieser Prognosen die Politik in eine falsche Richtung gelockt oder getrieben ha-
ben. Auch augenscheinliche Plausibilität kann in die Irre führen. Die Erfahrung, dass sich die Welt oft anders entwickelt 
als Prognostiker erwarten, mahnt zur Vorsicht und weist darauf hin, dass kluge Energiepolitik immer auch auf ein angemes-
senes Maß an „Wendigkeit“ achten sollte. „Wendigkeit“ bezeichnet damit die grundlegende Fähigkeit der Politik, auf neue 
Daten und Fakten zu reagieren, auch wenn dadurch bisherige Planungen berührt werden.

staatlichen Prognose- und Planungskapazi-
tät zur Steuerung von Märkten wurde als 
ordnungspolitische Sünde eingestuft und 
von den Verantwortlichen in dem zustän-
digen Bundesministerium für Wirtschaft 
(BMWi) konsequent unterbunden.

Das Gegenmodell zu einer staatlichen 
Wirtschaftslenkung war die soziale Markt-
wirtschaft [2]. Die Begründer der sozialen 
Marktwirtschaft setzten auf ein Prinzip, 
von dem interessanterweise in den letzten 
Jahren wieder öfters die Rede ist, der Ver-
bindung von Freiheit und Verantwortung. 
Wer dieses Prinzip für sinnvoll hält, versteht 
sofort, wie wichtig eine klare und verlässli-

che Arbeitsteilung zwischen Wirtschaft und 
Staat ist:

 In einer Marktwirtschaft ist es Aufgabe 
der Wirtschaft, die Märkte zu beobachten, 
zu planen und in eigener Verantwortung 
und auf eigenes Risiko zu entscheiden. Liegt 
Freiheit, Verantwortung und Risiko in einer 
Hand, kann man noch am ehesten davon 
ausgehen, dass Investitionsentscheidungen 
immer mit größter Sorgfalt und mit Blick 
auf mögliche Konsequenzen vorbereitet und 
gefällt werden.

 Aufgabe des Staates ist es, für Rechtssi-
cherheit, Wettbewerb und günstige Investiti-
onsbedingungen zu sorgen. Innerhalb dieses 

Fünfeinviertel Jahre nach Vorlage des „Ener-
giekonzepts“ ist die Zeit gekommen, die 
Energiepolitik der Bundesregierung wieder 
einmal in einem größeren Zusammenhang 
zu betrachten. Insbesondere lohnt es sich zu 
vergegenwärtigen, was die Bundesregierung 
in den letzten Jahren und Jahrzehnten an 
Prognosen für Ihre Energiepolitik zugrunde 
gelegt hat. Vermutlich haben nur noch weni-
ge vor Augen, was auf diesem Gebiet schon 
alles gesagt und behauptet wurde.

Wer genau verstehen will, wie es sich frü-
her zugetragen hat, muss natürlich mehr im 
Blick haben als nur die Energieprognosen. 
Die Energiepolitik vollzieht sich – wie jede 
Politik – in einem nur schwer zu erfassen-
den Spannungsfeld von ideologischen Fest-
legungen, Bemühungen um Interessenaus-
gleich, Klientelbindungen, dem Kampf um 
Mehrheiten und anderen Faktoren. Den 
Bogen so weit zu spannen, würde eine „grö-
ßere Ausarbeitung“ notwendig machen, die 
hier nicht angestrebt wird.

Politik ohne Prognosen

Bleiben wir bei den Prognosen und begin-
nen mit den Anfängen. Aus heutiger Sicht 
mag es merkwürdig erscheinen, aber es 
gab eine Zeit, in der die Wirtschaftspolitik 
in Deutschland staatliche Prognosen grund-
sätzlich abgelehnt hat. Ursächlich dafür 
waren ordnungspolitische Überzeugungen. 
Nach den Erfahrungen mit der Kommando-
wirtschaft des Nationalsozialismus glaubte 
man, dass jeder Schritt in Richtung einer 
zentralen Wirtschaftslenkung am Ende zu 
einem autoritären Staat und Einschränkun-
gen von Freiheitsrechten führen müsse [1]. 
Bereits der Gedanke an den Aufbau einer 
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Rahmens gibt es viel Freiraum. Das erlaubt 
allen Beteiligten, sich immer schnell und ef-
fizient an neue Entwicklungen anzupassen.

Der Leser versteht, dass die soziale Markt-
wirtschaft hier in einer stilisierten Form 
beschrieben ist. Und wer die Entwicklung in 
den 1950er und 1960er Jahre noch vor Au-
gen hat, weiß auch, dass es eine Ordnungs-
politik in dieser reinen Form in Deutschland 
nie gegeben hat. Gleichwohl ist es bemer-
kenswert, dass die skeptische Einstellung 
der Bundesregierung gegenüber staatlichen 
Prognosen im Grundsatz mehr als 20 Jahre 
Bestand hatte.

Politik mit Prognosen

Ende der 1960er Jahre wurden Möglich-
keiten und Notwendigkeiten staatlicher 
Planung in der Wirtschaftspolitik neu be-
wertet. Dafür waren verschiedene Gründe 
ausschlaggebend. Eine Rolle spielte das Auf-
kommen neuer Prognose- und Planungsver-
fahren sowie die Fortschritte auf dem Gebiet 
der elektronischen Datenverarbeitung. In 
vielen westlichen Industrieländern machte 
sich eine Planungseuphorie breit.

Auch in Deutschland wollte man modern 
sein. So wurde 1967 unter dem Bundes-
wirtschaftsminister Karl Schiller die sog. 
„Globalsteuerung der Wirtschaft“ einge-
führt. Die Vertreter der Globalsteuerung 

glaubten, der Staat könne über Prognosen 
in vorausschauender Weise Einfluss auf die 
gesamtwirtschaftliche Nachfrage nehmen, 
konjunkturelle Schwankungen ausgleichen 
und dauerhaft Arbeitslosigkeit vermeiden. 
In der Energiepolitik waren andere Faktoren 
bedeutsamer:

 Die Erfahrungen zeigten, wie schwierig 
es für eine liberale Marktpolitik ist, einer-
seits der deutschen Industrie gute Wettbe-
werbsbedingungen durch den Zugang zu 
dem internationalen Ölmarkt zu sichern 
und gleichzeitig die Konkurrenzfähigkeit 
des heimischen Steinkohlebergbaus auf ei-
nem relativ hohen Förderniveau zu stabili-
sieren. Die Politik erkannte mehr und mehr, 
dass es offensichtlich doch einen gewissen 
Bedarf an staatlichen Planungs- und Steue-
rungskapazitäten gab.

 Seit 1968 war erkennbar, dass die 
OPEC-Staaten darauf hinarbeiteten, die Kon-
trolle über die Preis- und Produktionspolitik 
zu gewinnen. Deutschland hatte angesichts 
seiner wachsenden Ölabhängigkeit ein na-
türliches Interesse daran, seine Energiepo-
litik mit den anderen Industriestaaten ab-
zustimmen. Um aber in den einschlägigen 
Gremien der OECD oder der EG, in denen 
Fachleute der anderen Länder mit Energie-
prognosen und Modellanalysen hantierten, 
ein gleichwertiger Partner zu sein, benötigte 
man Abschätzungen des künftigen Energie- 
und Ölbedarfs Deutschlands.

Das und andere Entwicklungen führten 
zu einer offeneren Einstellung der Politik 
gegenüber Energieprognosen. Da aber die 
alten ordnungspolitischen Befürchtungen, 
dass Prognosen am Ende zu Dirigismus und 
Planwirtschaft führen, nicht aus der Welt 
waren, entschied man sich für eine „Spezi-
alkonstruktion“: Energieprognosen ja, aber 
nicht im Ministerium erstellt! Man erwar-
tete, dass Prognosen, die bei unabhängigen 
Instituten in Auftrag gegeben werden, von 
Wirtschaft und Verbrauchern nicht als amt-
liche Vorgaben für Investitions- und Absatz-
planung gedeutet würden. Und so verzich-
tete das BMWi – anders als beispielsweise 
die USA, Großbritannien und Frankreich 
– darauf, eigene Prognose- und Planungska-
pazitäten aufzubauen [3].

Trotz des Versuches der Bundesregierung, 
durch diesen Ansatz eigene Abschätzungen 
über die künftige energiewirtschaftliche 
Entwicklung an der Hand zu haben und 
gleichzeitig mit den ordnungspolitischen 
Vorstellungen im Reinen zu sein, ist es ge-
rechtfertigt, bei den von den Instituten er-
arbeiteten Prognosen von „staatlichen Ener-
gieprognosen“ zu sprechen. Die Begründung 
liegt darin, dass die Prognosen von den jewei-
ligen Bundesregierungen genutzt wurden, 
um in der Debatte die Deutungshoheit über 
den richtigen Weg in die Energiezukunft zu 
behalten und Investoren und Verbraucher in 
eine bestimmte Richtung zu lenken [4].

Tab. 1: Energieprogramme und Energieprognosen der Bundesregierung
Jahr Titel Kabinett Wirtschaftsminister Institute Prognosejahr
1973 Energieprogramm Brandt; SPD/FDP Friedrich DIW/EWI/RWI 1985
1974 1. Fortschreibung Schmidt; SPD/FDP Friedrich DIW/EWI/RWI 1985
1977 2. Fortschreibung Schmidt; SPD/FDP Lambsdorff DIW/EWI/RWI 1990
1978 Entwicklung Energienachfrage - Perspektive 2000 DIW/EWI/RWI 2000

1981 Energieverbrauch und seine Deckung 1995 DIW/EWI/RWI 1995

1981 3. Fortschreibung Schmidt; SPD/FDP Lambsdorff 1995
1984 Entwicklung des Energieverbrauchs 2000 Prognos (Hrsg.) 2000

1986 Energiebericht Kohl; CDU/FDP Bangemann 2000
1990 Energieprognose 2010 Prognos (Hrsg.) 2010

1991 Energiepolitik für das vereinte Deutschland Kohl; CDU/FDP Möllemann 2010
1992 Energiereport 2010 Prognos 2010

1996 Energiereport II Prognos 2020

2000 Energiereport III Prognos/EWI 2020

2001 Nachhaltige Energiepolitik Schröder; SPD/Grüne Müller 2020
2005 Energiereport IV Prognos/EWI 2030

2010 Entwicklung der Energiemärkte 2030 IER/RWI/ZEW 2030

2010 Energieszenarien für ein Energiekonzept EWI/GWS/Prognos 2050

2010 Energiekonzept Merkel; CDU/FDP Brüderle 2050
2014 Energiereferenzprognose EWI/GWS/Prognos 2050
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Energiepolitik im Wandel

Seit Anfang der 1970er Jahre nutzt die Bun-
desregierung für ihre Energiepolitik Progno-
sen unabhängiger Forschungsinstitute. Und 
sie formuliert ihre Vorstellungen in Program-
men oder programmähnlichen Dokumenten. 
Die Zahl der bisher in Auftrag gegebenen 
Prognosen und die Zahl der Energieprogram-
me sind gut überschaubar (Tab. 1):

 Das BMWi, das innerhalb der Bundesre-
gierung für die Energiepolitik zuständige Res-
sort, hat bisher 14 Abschätzungen der künf-
tigen energiewirtschaftlichen Entwicklung 
in Auftrag gegeben. Sie bilden den Bestand 
„staatlicher Energieprognosen“ in Deutsch-
land. Ab 1978 wurden die Arbeiten der Insti-
tute der Öffentlichkeit auch als eigenständige 
Publikationen zur Verfügung gestellt.

 Die Bundesregierung hat sich bisher 
achtmal in programmatischer Weise zur 
Energiepolitik geäußert, zum ersten Mal 
im September 1973 mit dem „Energiepro-
gramm“ und zum bisher letzten Mal im Sep-
tember 2010 mit dem „Energiekonzept“ (in 
Tab. 1 fett).

Es ist hier nicht der Ort, die Geschichte der 
Energieprognosen und der Energiepolitik in 
Deutschland im Detail zu entfalten (hierzu 
gibt Ziesing eine gute Übersicht [5]). Um zu 
zeigen, wie bestimmte Einschätzungen der 
Institute zu bestimmten Zeiten die Politik 
beeinflusst haben und wie dann die von den 
Prognosen abweichende reale Entwicklung 
wiederum Anpassungen der Politik notwen-

dig gemacht haben, reicht ein exemplari-
sches Vorgehen.

Aus den vielen Beispielen von irreführen-
den Energieprognosen, die man ohne große 
Mühe aus dem in Tab. 1 angegeben Material 
zusammentragen kann, sind drei besonders 
eindrucksvoll. Gemeint sind die Prognosen 
über die Höhe des zu erwartenden Energie-
verbrauchs in den 1970er Jahren, über die 
Entwicklung des Ölpreises in den 1980er 
Jahren und die Abschätzungen zum Beitrag 
der erneuerbaren Energien aus dem Jahr 
2000. Auch wenn diese Fehlprognosen zum 
Teil weit in der Vergangenheit liegen, haben 
sie die Energiepolitik der Bundesregierung 
über viele Jahre Jahre beeinflusst und wir-
ken bis heute nach.

Erwartungen vor der  
Ölpreiskrise 1973:  
Energieverbrauch steigt stark

Die Prognose der Institute, die Eingang in 
das Energieprogramm der Bundesregierung 
vom 26.9.1973 gefunden hat [6], sagte einen 
gewaltigen Anstieg des Primärenergiever-
brauchs voraus. Treibender Faktor für diese 
Einschätzung war die Annahme eines star-
ken wirtschaftlichen Wachstums, das den 
Instituten vom BMWi vorgegeben worden 
war. Die Möglichkeit umfangreicher Ener-
gieeinsparungen wurde von den Instituten 
als gering eingestuft.

Die damalige Vorstellung war, dass Energie-
verbrauch und wirtschaftliche Entwicklung 

eng gekoppelt seien. In Erwartung der rasch 
steigenden Energienachfrage wurden vor al-
lem für die Kernenergie hohe Ausbauraten 
unterstellt. Erwartet wurde, dass Öl seinen 
dominierenden Anteil behalten wird. Für 
Erdgas wurden höhere Verbrauchszahlen 
ausgewiesen. Der Absatz heimischer Stein-
kohle wurde demgegenüber aufgrund man-
gelnder Wirtschaftlichkeit rückläufig einge-
schätzt.

Angesichts der hohen Wachstumserwar-
tungen und den Bewertungen der Institute 
ist es nachvollziehbar, dass die Bundesre-
gierung den Ausbau der Kernenergie zu 
einem Schwerpunkt ihrer Politik machte. 
In Deutschland wurde die Kernenergie da-
mals – wie in vielen Industrieländern – als 
Zukunftstechnologie und große Hoffnung 
für eine ausreichende und sichere Energie-
versorgung der Welt gesehen. Man muss 
sich daran erinnern, dass die Kernenergie 
auch wirtschaftlich als vorteilhaft bewertet 
wurde.

Eine zentrale Aussage lautete: „Die Elek-
trizitätserzeugung in Kraftwerken mit 
Leichtwasserreaktoren ist heute gegenüber 
konventionellen Kraftwerken im Grundlast-
bereich kostengünstiger“. Die Bundesregie-
rung nannte im Energieprogramm für die 
Kernenergie für 1985 ein Ausbauziel von 
50.000 MW (1972: 20.260 MW).

Die Realität entwickelte sich anders. 
Der Ausbruch des Jom-Kippur Krieges 
(6.10.1973), das Ölembargo der OPEC 
Staaten, der Anstieg des Weltölpreises von 
rd. 2 auf fast 11 US$/b innerhalb weniger 
Wochen und der dadurch ausgelöste welt-
weite Produktionseinbruch führten auch 
in Deutschland zu einer Rezession. Die ge-
samtwirtschaftlichen Perspektiven trübten 
sich ein. Letztlich betrug der Zuwachs des 
realen Bruttosozialprodukts 1972/85 nicht 
– wie seinerzeit unterstellt – 70 % sondern 
nur 32 %. Die Folge war im Trend eine Stag-
nation des Primärenergieverbrauchs.

Man muss sich vor Augen halten, dass die In-
stitute den Energieverbrauch Deutschlands 
über eine Prognoseperiode von nur 13 Jahren 
(1972/85) in einem Ausmaß überschätzten, 
der in der Summe etwa dem heutigen Pri-
märenergieverbrauch von NRW und Bayern 
entspricht (Abb.  1). Die erste Ölpreisexplo-

Abb. 1 Primärenergieverbrauch in Deutschland in PJ (alte Länder)
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sion hat die Welt verändert. Das Energiepro-
gramm der Bundesregierung musste fortge-
schrieben werden. Als notwendig erwies sich 
vor allem eine Anpassung auf dem Feld der 
Kernenergie. Ein wichtiges Argument für ei-
nen raschen Ausbau der Kernenergie – mög-
lichen Stromengpässen entgegenzuwirken – 
war verloren gegangen.

Erwartungen nach der  
zweiten Ölpreiskrise:  
Preisanstieg setzt sich fort

Die zweite Ölpreisexplosion, ausgelöst 
durch den Sturz des Schahs im Januar 1979, 
erschütterte die Energiewelt erneut. Es kam 
zu Produktionsausfällen. Der Ölpreis stieg 
noch im Laufe des Jahres 1979 von 12 auf 
nahezu 40 US$/b. Und als die Institute im 
Februar 1981 ihre Prognose vorlegten, er-
wartete alle Welt einen weiteren Anstieg des 
Ölpreises. Die Analysen der Institute führ-
ten zu der Erwartung, dass der reale Ölpreis 
von 1980 bis 1995 um rd. 70  % ansteigen 
wird [7]. Die Folge war eine Neubewertung 
auf dem Feld der Energieeinsparung.

Anstelle einer „Kopplung von Energiever-
brauch und wirtschaftlicher Entwicklung“ 
erwarteten die Institute jetzt, dass der Pri-
märenergieverbrauch bis 2005 nur noch 
halb so stark wachsen wird wie das Brut-
tosozialprodukt (Variante A). Die Institute 
prognostizierten auch deutliche Verände-
rungen im Energiemix. Der Anteil des Mine-
ralöls wurde stark rückläufig eingestuft. Als 
Anteilsgewinner wurden Kernenergie und 
Steinkohle gesehen. Es ist bemerkenswert, 
dass der Beitrag der erneuerbaren Energien 
aufgrund des als ungenügend eingestuften 
Entwicklungsstandes und mangelnder Wirt-
schaftlichkeit nach wie vor als gering bewer-
tet wurde.

Die Bundesregierung reagierte am 4.11.1981 
auf die neue Situation mit der dritten Fort-
schreibung des Energieprogramms [8]. Da 
man kaum Möglichkeiten sah, über die von 
den Instituten prognostizierte Energieein-
sparung hinauszugehen und die erneuer-
baren Energien keine Lösung versprachen, 
kam erneut die Kernenergie ins Spiel.

Diesmal wurde aber keine Zielvorgabe ge-
nannt. Man begnügte sich mit der Aussage: 
„Die Kernenergie muss einen weiter stei-

genden Beitrag zur Stromerzeugung in der 
Grundlast leisten“.

Beschlossen wurden auch neue Akzente zur 
Stabilisierung des Versorgungsbeitrags der 
heimischen Steinkohle sowie intensive For-
schungsarbeiten auf dem Gebiet der Kohle-
vergasung und Kohleverflüssigung. Manche 
werden sich daran erinnern, dass damals 
viele die zweite Ölpreisexplosion als Beleg 
für die 1972 vom „Club of Rome“ in seinem 
Buch „Grenzen des Wachstums“ vertretene 
Hypothese vom unmittelbar bevorstehenden 
„Ende des Ölzeitalters“ gesehen haben.

Tatsächlich ist die Entwicklung anders ver-
laufen. Es kam erneut zu einer weltweiten 
Rezession. Die OPEC-Staaten mussten ihre 
Preisvorstellungen angesichts der gerin-
geren Nachfrage zurücknehmen. Der reale 
Ölpreis stieg von 1980 bis 1995 nicht – wie 
von den Instituten vorhergesagt – um 70 %; 
er fiel um 70  % und damit auf ein Niveau 
vor der zweiten Ölpreiskrise (Abb.  2). Öl 
war plötzlich wieder in Hülle und Fülle auf 
den Märkten. Die Energiepolitik musste sich 
wieder neu orientieren.

Auch auf dem Feld der Kernenergie kam es 
zu Anpassungen. Die Kernenergie, die von 
der Bundesregierung als wichtige Option 
zur Minderung der Ölabhängigkeit gesehen 
wurde, verlor an Bedeutung. Angesichts 
niedriger Energiepreise wurde es auch zu-
nehmend schwieriger, die Wettbewerbsfä-

higkeit der nuklearen Stromerzeugung zu 
behaupten. Hinzu kam, dass bei der Debatte 
um das Thema „externe Kosten“ ans Tages-
licht kam, dass Kernkraftunfälle innerhalb 
eines privatwirtschaftlichen Systems wegen 
der potenziellen Schadenshöhe nicht versi-
cherbar waren und die Kernenergie daher 
in den traditionellen Kostenrechnungen in 
einem viel zu günstigen Licht gesehen wor-
den war [9].

Schließlich wurde nach dem Kraftwerksun-
fall in Harrisburg am 28.3.1979 auch die 
Sicherheit der Kernenergie mehr und mehr 
in Zweifel gezogen. Im Ergebnis blieb die 
Stromerzeugungskapazität der Kernenergie 
in Deutschland 1995 mit rd. 25.000  MW 
weit hinter dem von den Instituten 1981 
prognostizierten Wert von rd. 38.000  MW 
zurück. Nicht unerwähnt bleiben sollte, 
dass auch die umfangreichen Programme 
zur „Kohleveredelung“ durch den Verfall 
der Ölpreise Zug um Zug aufgegeben wer-
den mussten.

Erwartungen nach dem  
Atomausstiegsbeschluss:  
Kaum Chancen für Erneuerbare

1998 kam es zur Bildung einer Rot-Grünen 
Bundesregierung. Eines der Ziele dieser Ko-
alition war es, den Ausstieg Deutschlands 
aus der Kernenergienutzung zu vollziehen. 
Politische Orientierung lieferte eine Prog-
nose, die von den Instituten im Jahr 2000 

Abb. 2 Realer Weltölpreis in US$/b (Preisbasis 2014)
 Quelle: BP Statistical Review of World Energy 2015
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vorgelegt wurde [10]. Zu diesem Zeitpunkt 
war der Ausstieg aus der Kernenergie poli-
tisch beschlossen, in seiner konkreten Um-
setzung aber noch offen. Die Institute waren 
gebeten worden, den aus ihrer Sicht wahr-
scheinlichsten Weg in die Energiezukunft 
Deutschlands zu beschreiben. Der Ausstieg 
selbst wurde erst am 27.4.2002 durch eine 
Novellierung des Atomgesetzes umgesetzt.

Wer über den konkreten Ausstiegspfad der 
Kernenergie zu entscheiden hat, beginnt 
seine Überlegungen mit einem Blick auf 
die künftig notwendige Stromerzeugung 
und den möglichen Beitrag der einzelnen 
Energieträger (Tab. 2). Von welchen Er-
wartungen sind die Institute hier ausge-
gangen? Sie unterstellten einen moderaten 
Anstieg der Stromerzeugung. Dann erwar-
teten sie – den politischen Vorgaben ent-
sprechend – kräftige Verluste für die Kern-
energie, deutliche Gewinne bei Erdgas und 
kleinere Gewinne bei der Braunkohle. Der 
Einsatz der Steinkohle wurde leicht rück-
läufig eingeschätzt.

Aus heutiger Sicht verwunderlich ist die 
unverändert skeptische Bewertung der er-
neuerbaren Energien. Das gilt insbesondere 
für die beiden großen Hoffnungsträger auf 
diesem Feld, Windenergie und Photovoltaik. 
1997, dem Basisjahr der Prognose, lag die 
Stromerzeugung durch Windenergie bei rd. 
3  TWh. Die Stromerzeugung durch Photo-
voltaik war damals noch so klein, dass man 
sie rechnerisch mit Null angesetzt hat. Für 
2015 schätzten die Institute den Beitrag der 
Windenergie auf 20,6 TWh und den Beitrag 
der Photovoltaik auf 0,4 TWh. Diese verhal-
tenen Erwartungen waren – so wurde gesagt 
– das Ergebnis sorgfältiger Analysen und 
stützen sich auf das Urteil vieler Fachleute.

Betrachtet man dieses Bild näher, ist leicht 
zu verstehen, dass diese Prognose Anlass 
für sehr unterschiedliche Schlussfolgerun-
gen geboten hat. Die Stromversorgungsun-
ternehmen konnten sich bestätigt fühlen, 
dass vor allem mehr Erdgas, mehr Braun-
kohle und aber auch ein gewisses Niveau an 
Steinkohle benötigt werden, um – als Ersatz 
für die Kernenergie – die Versorgung in 
Deutschland zu sichern. Die Politik wieder-
um konnte die unbefriedigenden Prognosen 
bei den erneuerbaren Energien zum Anlass 
nehmen, gezielte Fördermaßnahmen auf 
den Weg zu bringen („self-destroying pro-
phecy“).

Der Hinweis auf solche Interpretations-
möglichkeiten kann für alle von Nutzen 
sein, die nach einem besseren Verständnis 
in der Kontroverse um angebliche Fehl-
investition in den letzten Jahren in den 
fossilen Kraftwerkspark, insbesondere in 
Gaskraftwerke, suchen. Könnte es sein, 
dass die Investoren die „staatliche Energie-
prognose“ – fälschlicherweise – beim Wort 
genommen und ihre Planungen danach 
ausgerichtet haben?

Heute wissen wir, dass die Entwicklung 
auf dem Gebiet der erneuerbaren Energi-
en einen anderen Weg gegangen ist. Ursa-
che dafür war in erster Linie der Erfolg des 
„Erneuerbare-Energien-Gesetzes“ (EEG) vom 
29.3.2000. Nun bemisst sich der Erfolg einer 
Maßnahme nicht nur nach dem erzielten Er-
gebnis, sondern auch nach den Kosten, die 
aufgebracht werden mussten, um das Ergeb-
nis zu erzielen. Niemand hätte sich zum Zeit-
punkt der Verabschiedung des EEG getraut, 
auch nur daran zu denken, dass von 2000 
bis 2015 ein Betrag von mehr als 150 Mrd. € 
zur Markteinführung der erneuerbaren 

Energien bereitstehen würde (Vergütung für 
EEG-Anlagen).

Zum Erfolg beigetragen haben aber auch 
Technologieverbesserungen und Kosten-
senkungen, die so nicht vorauszusehen 
waren. Schließlich spielte der Konjunk-
tureinbruch durch den Zusammenbruch 
der US-Amerikanischen Investmentbank 
Lehman-Brothers am 15.9.2008 eine Rolle. 
Mehr und mehr Anleger entschieden sich 
zu dieser Zeit – angesichts der Unsicher-
heiten an den Börsen und historisch nied-
riger Zinsen – für das sichere und hochren-
table Investment in die Stromerzeugung 
durch Photovoltaik [11]. An eine solche 
Situation hat niemand bei der Einführung 
des EEG gedacht.

Dass die Institute den Ausbau der erneu-
erbaren Energien im Stromsektor aus der 
Perspektive des Jahres 2000 gewaltig un-
terschätzt haben, spielt in der heutigen 
politischen Diskussion keine große Rolle. 
Vermutlich ist diese Tatsache auch nur noch 
wenigen bekannt. Und es wäre auch nicht 
wert, daran zu erinnern, wenn da nicht 
die Größenordnung wäre: Fasst man Wind-
energie und Photovoltaik zusammen, so 
kumuliert sich der Prognosefehler bis 2015 
auf eine Zahl, die in etwa der Stromerzeu-
gung durch 10 Kernkraftwerke entspricht 
(Abb. 3). Ohne die Reform des EEG im Jahr 
2014, die darauf abzielte, die Förderung der 
erneuerbaren Energien zurückzufahren, 
wäre der Prognosefehler vermutlich sogar 
noch größer ausgefallen.

Der von den Instituten nicht vorhergesehe-
ne Ausbau der Erneuerbaren hatte natürlich 
Folgen für die anderen Energieträger. Ob-
wohl die Stromerzeugung im Jahr 2015 um 
rd. 10 % höher ausfiel, als von den Institu-
ten prognostiziert, verringerten sich deren 
Marktchancen zum Teil enorm. So blieb der 
Einsatz von Erdgas weit hinter der Progno-
se der Institute zurück. Vergleichbares gilt 
für Steinkohle und in geringerem Umfang 
für Braunkohle. Dass sich der Rückgang der 
Kernenergie schneller vollzog als von den 
Instituten erwartet, muss im Zusammen-
hang mit der Sofortabschaltung von Kern-
kraftwerken nach dem Unfall in Fukushi-
ma im März 2011 gesehen werden. Dieses 
Ereignis konnte auch nicht vorausgesehen 
werden.

Tab. 2: Bruttostromerzeugung in Deutschland (in TWh)
Ausgangswert 1997 Prognose 2015 Realisiert 2015 Absolute Abweichung

Steinkohle 143,1 138,2 118,0 +20,2

Braunkohle 141,7 161,3 155,0 +6,3

Mineralöl 7,4 4,3 5,5 -1,2

Erdgas 48,1 112,9 57,0 +55,9

Kernenergie 170,3 105,0 91,5 +13,5

Wasserkraft 19,0 22,1 19,5 +2,6

Windkraft 3,0 20,6 86,0 -65,4

Photovoltaik 0,0 0,4 38,5 -38,1

Sonstige 19,7 30,1 76,1 -46,0

Summe 552,3 594,9 647,1 -52,2
Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen; Energieprognose [10], S. 381
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Die Wahrheit von heute  
ist der Irrtum von morgen

Die „staatlichen Energieprognosen“ der letz-
ten 40 Jahre können im Großen und Ganzen 
als „nachvollziehbar“ eingestuft werden; 
wohlgemerkt immer unter den Bedingungen 
der Zeit und den jeweils vorherrschenden 
politischen Strömungen. Soweit man einen 
nicht zu rigorosen Maßstab anlegt, scheint 
es auch gerechtfertigt, die daraus abgeleite-
ten Entscheidungen der Bundesregierung als 
mehr oder weniger „plausibel“ zu bewerten. 
Heute wissen wir, dass die Entwicklung oft 
anders verlaufen ist als erwartet. Die Prog-
nosen erwiesen sich im Lichte neuer Daten 
und Fakten als fragwürdig und falsch. Die-
ses „Plausibilitäts-Paradoxon“ kann man in 
Deutschland vor allem bei Abschätzungen 
des Energieverbrauchs, des Ölpreises, auf 
dem Gebiet der Steinkohle, bei der Nutzung 
der Kernenergie, bei den erneuerbaren Ener-
gien aber auch bei der Bewertung vieler Ener-
gietechnologien und Energiesysteme belegen.

So schwer es auch sein mag, man muss zur 
Kenntnis nehmen, dass Fehlprognosen, 

Fehlbewertungen und Fehlentscheidungen 
in der Energiepolitik Deutschlands immer 
wieder gute Freunde waren. Warum sollte 
das heute und morgen anders sein? Vor al-
lem in einer Zeit, in der die Politik mit dem 
Energiekonzept den Weg Deutschlands ins 
Jahr 2050 bis ins Detail festzulegen ver-

sucht hat [12]. Viele Annahmen und Ergeb-
nisse des Energiekonzepts sind aber schon 
heute – nach fünf Jahren – zweifelhaft.

Wer kann schon sagen, ob der Ölpreis – wie 
für die Ausarbeitung des Energiekonzepts 
im Jahr 2009 unterstellt – bis 2020 auf na-

Abb. 3 Stromerzeugung aus Wind und Photovoltaik in TWh

Jederzeit das bekommen, was man gerade benötigt – das wünscht man sich auch bei der Erdgasbeschaffung. Deshalb bieten wir 
Ihnen die GVS Strukturierte Lieferung an. Nach einer fundierten Analyse schnüren wir mit Ihnen bedarfsgerechte Bezugspakete aus 
unterschiedlichen Produkten für die jeweiligen Zeiträume. So decken Sie Ihren Gesamtbedarf frühzeitig und Stück für Stück zu den 
günstigsten Zeitpunkten ab. Was wir sonst noch für Sie zusammenstellen können?
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Besuchen Sie uns 

auf der E-World 

in Halle 2



42 ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 66. Jg. (2016) Heft 1/2

ZUKUNFTSFRAGEN

hezu 100 US$/b ansteigt oder ob er nach 
dem Absturz im Jahr 2014 längerfristig 
auf dem heutigen Niveau von weniger als 
50 US$/b verbleibt? Wer traut sich ein Ur-
teil zu, ob die Bevölkerung in Deutschland 
– wie seinerzeit angenommen – bis 2020 
auf 81,4  Mio. fällt (2014: 82,4  Mio.) oder 
im Zuge der aktuellen Zuwanderungen um 
eine, zwei oder drei Mio. höher ausfällt. Es 
gibt weitere Dinge, die zu erwägen sind. 
Wie ist es nach der Krise in der Ukraine 
um die Sicherheit der Erdgaslieferungen 
aus Russland bestellt? Was wird im Zuge 
der politischen Umbrüche aus dem Euro-
päischen Binnenmarkt für Energie? Was 
wissen wir über die Fortschritte auf dem 
Gebiet der Energietechnologien, insbeson-
dere in der Konsequenz der sich beschleu-
nigenden digitalen Revolution?

Politik braucht Wendigkeit!

Wilhelm Busch kam vor mehr als 100 Jah-
ren zu der traurigen Einsicht: „Ach, dass der 
Mensch so häufig irrt und nie recht weiß, 
was kommen wird“. Daran zu erinnern ist 
heute wichtiger denn je, denn angesichts 
der hohen Veränderungsgeschwindigkeit 
hat es wohl kaum eine Gesellschaft gegeben, 
die weniger von der Zukunft wusste als wir. 
Schon im antiken Griechenland beschäftig-
te man sich mit den Geheimnissen der Zu-
kunft. Damals bestand die Vorstellung, dass 
der Mensch „rückwärts“ in die Zukunft geht 
und die Vergangenheit bei jedem Schritt 
vor seinen Augen mehr und mehr in der 
Ferne entschwinden sieht. Mit diesem Bild 
wollte man zum Ausdruck bringen, dass 
wir nichts anderes tun können, als die Ver-
gangenheit – so gut es geht – zu verstehen 
und die dabei gewonnen Erkenntnisse in die 
Zukunft zu übertragen. Damit kommt dem 
Verständnis, was sich und wie es sich in der 
Vergangenheit zugetragen hat, eine zentrale 
Bedeutung zu.

Nun ist es eine alte Erfahrung, dass Politik 
nicht immer und nicht ohne Weiteres be-
reit ist, aus Erfahrung zu lernen. Gerade 
deshalb scheint es wichtig nicht nachzu-
lassen, ein entsprechendes Bemühen an-
zumahnen. Wenn man also aus der Ener-
giegeschichte Deutschlands der letzten 40 
Jahre etwas lernen will, dann ist es dies: 
Kluge Energiepolitik treiben heißt – auch 
in Zeiten der „Energiewende“ –, immer auf 

ein angemessenes Maß an „Wendigkeit“ zu 
achten. Was kann das konkret bedeuten? 
Dazu vier Vorschläge für die nächste Legis-
laturperiode:

 Erstens, mehr Distanz der Politik zu 
den „großen Energiepropheten“, die vorge-
ben genau zu wissen, wie die Welt in 20, 30 
oder 40 Jahren aussieht. Es geht vor allem 
darum, allen angeblich endgültigen Lösun-
gen zu widerstehen.

 Zweitens, den vielen quantitativen Zie-
len des Energiekonzeptes für die Entwick-
lung der Energiemärkte in Deutschland weni-
ger Bedeutung geben, zumal wenn sie – wie 
etwa das Ziel von 1 Mio. Elektrofahrzeugen in 
2020 – außerhalb jeder Reichweite sind.

 Drittens, das politische Handeln und 
die konkreten Maßnahmen immer wieder 
an den sich verändernden Daten ausrichten 
und auf möglichst sicherem Grund in die 
Zukunft gehen. Wichtiger als vermeintlich 
populäre Hoffnungen ist doch das, was man 
wirklich hat.

 Viertens, eine breite Unterstützung 
von Forschung und Entwicklung. Die Bun-
desregierung hat in ihrem 6. Energiefor-
schungsprogramm dafür die Grundlagen 
gelegt. Dort wird als Ziel der Förderpolitik 
herausgestellt, „technologische Optionen zu 
sichern und zu erweitern“ [13].

Es liegt auf der Hand: Je größer die Zahl der 
Optionen ist, die Deutschland zur Verfügung 
stehen, um so eher haben Wirtschaft und 
Verbraucher die Möglichkeit, sich an neue 
und heute noch gar nicht absehbare Ent-
wicklungen anzupassen. Man braucht – wie 
der Wortstamm andeutet – Optionen, um ein 
Energiesystem zu optimieren, d. h. in einen 
immer besseren Zustand zu bringen.
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„Ein Vollumstieg auf die erneuerbaren Energien im Stromsektor setzt voraus, dass Speicheropti-
onen in großem Umfang vorhanden sind – mehrere 10.000 MW, um Windflauten über einige Wo-
chen ausgleichen zu können. Aus meiner Sicht ist es völlig unrealistisch, so etwas in den nächsten 
20 Jahren zu erwarten. Auch wenn sich kostengünstige Speicher im privaten Hauskeller in Kom-
bination mit einer zunehmenden dezentralen Stromversorgung am Markt durchsetzen, wird es 
keine Unabhängigkeit der Industrie und der gesamten Stromversorgung von Kraftwerken auf der 
Basis fossiler Energieträger geben, falls man die wirtschaftliche Optimierung nicht völlig außer 
Acht lässt. Deshalb brauchen wir CCS, um die CO2-Emissionen zu neutralisieren und die ehrgeizi-
gen Klimaschutzziele erreichen zu können.“

Heinz Bergmann, Geschäftsführer IZ Klima – Informationszentrum für CO2-Technologien e. V., 
Berlin

CCS – Notwendige Option im weltweiten Klimaschutz
CCS – Carbon Capture and Storage (CO2-Abscheidung und -Speicherung) stellt in zahlreichen Projekten weltweit unter Be-
weis, dass sie technisch funktioniert. Für maßgebende Klimaforscher ist die Technologie eine unverzichtbare Option, das 
Zwei-Grad-Ziel zu erreichen. Dennoch wird sie in Deutschland ausgebremst und in Europa nur halbherzig forciert. Vor dem 
Hintergrund mangelnder wirtschaftlicher Alternativen zu effizienten fossilen Kraftwerken zur Deckung der Residuallast 
in Energiewende-Regionen und angesichts einer vor allem von den Schwellenländern getragenen absoluten Zunahme der 
Kohle am globalen Stromerzeugungsmix um ein Drittel bis 2040 sollte die CCS-Technologie jedoch ernsthafter geprüft wer-
den. „et“ sprach mit Heinz Bergmann, Geschäftsführer IZ Klima – Informationszentrum für CO2-Technologien e. V., über die 
Bedeutung von CCS für den weltweiten Klimaschutz.

Klimaschutz – Chemische Prozesse und stoffli-
che Nutzung von CO2“ werden wichtige Anwen-
dungsmöglichkeiten der CO2-Nutzung erforscht. 
Vielversprechend ist z. B. das von Bayer und RWE 
entwickelte Dream Production-Projekt, bei dem 
eine Nutzung von CO2 bei der Polyurethanherstel-
lung getestet wird. Die Entwicklung der CCS-Tech-
nologie wurde in zahlreichen Pilotanlagen zur 
CO2-Abtrennung sowie einer Pilotanlage zur CO2-
Speicherung durch BMWi und BMBF gefördert 
und erfolgreich getestet. Für die großtechnische 
Demonstration der CCS-Technologie fehlen aller-
dings bisher die politische Unterstützung und 
ein für diese Investitionen akzeptabler Rechts-
rahmen, sodass Deutschland im internationalen 
Vergleich abgehängt zu werden droht.

„et“: Sind die Potenziale für eine industrielle Nut-
zung nicht doch größer als gemeinhin angenom-
men?

Bergmann: Nein, die einschlägigen Studien z. B. 
des Öko-Instituts und weiterer Forschungseinrich-
tungen besagen, dass die Möglichkeiten der stoffli-
chen Nutzung von CO2 in Chemie-Produkten sehr 
begrenzt sind. Man könnte allerdings aus Über-
schussstrom von erneuerbaren Energien durch 
eine Elektrolyse Wasserstoff und daraus wiede-
rum Methan erzeugen und in das Erdgasnetz 
einspeisen oder den Wasserstoff zur Methanoler-
zeugung nutzen. Dann hätte man einen flüssigen 

Kraftstoff gewonnen, der als Alternative zum An-
trieb von Fahrzeugen verwendet werden könnte. 
Diese Ansätze rechnen sich allerdings nur, wenn 
man unterstellt, dass zuvor durch Einspeisevergü-
tung geförderter Strom nicht für den eigentlichen 
Strombedarf erforderlich ist und deshalb sehr 
günstig oder gar kostenlos zur Verfügung steht. 

„et“: Welches Emissionsminderungspotenzial 
lässt sich weltweit durch die Anwendung von CCS 
im Energiesektor und der Industrie maximal errei-
chen?

Bergmann: Mit der CCS-Anwendung wären in 
der Energiewirtschaft und in der Industrie 80 bis 
85 % CO2-Minderung erreichbar. In der Stahl- und 
Zementindustrie gibt es keine Alternative zur CO2-
Speicherung, weil bei den diversen Prozessen die 
fossilen Energieträger benötigt werden. Andere 
Technologien, wie z. B. die Erneuerbaren bei der 
Stromerzeugung, stehen hier nicht zur Verfügung.

„et“: Kohle wird als ein noch lange unverzicht-
barer Eckpfeiler in der Energieversorgung der 
Industriestaaten und viel mehr noch der Schwel-
lenländer gesehen. Könnten Sie auch hier die Di-
mensionen zahlenmäßig einordnen?

Bergmann: Der World Energy Outlook 2015 der 
Internationalen Energie-Agentur (IEA) erwartet 
bis 2040, dass weltweit der Anteil von Kohle am 

„et“: CCS ist eine aus heutiger Sicht weltweit 
vielversprechende, wenn auch hierzulande kaum 
akzeptierte Option des Klimaschutzes. Warum 
brauchen wir sie?

Bergmann: Ebenso wie renommierte Klimaschutz-
experten sind wir der Meinung, dass die erneuer-
baren Energien und die Wirkungsgradsteigerung 
bei den diversen Technologien allein nicht ausrei-
chen werden, um die globalen Klimaschutzziele zu 
erreichen. Die CO2-Technologien, das heißt sowohl 
Nutzung als auch Speicherung von CO2, müssen 
eine Rolle spielen, wobei nur wenige Prozent des in 
Kraftwerks- oder Industrieprozessen abgeschiede-
nen CO2 genutzt werden können. Folgende Zahlen 
sollen die Mengenverhältnisse zwischen Energie-
wirtschaft und Industrie beispielhaft für Europa 
verdeutlichen: Von insgesamt 3,9 Gt CO2 entfallen 
auf die Energiewirtschaft und die Industrie 2,2 Gt. 
Diese Emissionen verteilen sich zu 1,3 Gt auf die 
Kraftwerke und zu 0,45 Gt auf die drei größten In-
dustriebereiche, bei denen man die größten Einzel-
quellen von CO2 findet und deswegen am ehesten 
das Abtrennen und Speichern realisieren könnte, 
also Raffinerien, Stahl- und Zementfabriken. 

„et“: Wie ist es um die Forschung und Entwicklung 
im Bereich CO2-Technologien in Deutschland bestellt? 

Bergmann: Im Rahmen der BMBF-Fördermaß-
nahme „Technologien für Nachhaltigkeit und 
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Strommix von 41  % auf 30  % relativ abnimmt, 
aber absolut um ein Drittel steigt. Was man da-
bei beachten muss, ist das CO2-Budget. Es ist u. a. 
vom Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung 
festgestellt worden, dass wir noch 1.000  Gt CO2 
weltweit emittieren dürfen, um im Rahmen des 
Zwei-Grad-Ziels zu bleiben. Die globalen Vorräte 
an Kohle, Öl und Gas entsprechen aber 15.000 Gt 
CO2. Es ist nicht zu erwarten, dass die Schwellen- 
und Entwicklungsländer bei ihrem Streben nach 
Wohlstand auf den Einsatz der billigen Kohle ver-
zichten werden. Insofern kommt man beim Klima-
schutz ohne den Einsatz von CCS nicht zum Ziel.

„et“: Ist die CCS-Technologie im großtechnischen 
Maßstab machbar und wie viele Projekte gibt es?

Bergmann: CCS ist im großtechnischen Maßstab 
und auch im Kraftwerksbereich machbar. Dem 
Bericht „The Global Status of CCS: 2015“ des Glo-
bal CCS Institute zufolge gab es Ende letzten Jah-
res 15 Anlagen, sieben weitere Anlagen werden 
in den nächsten beiden Jahren in Betrieb gehen, 
darunter auch drei Anlagen in den USA. Die meis-
ten dieser sieben Projekte werden zur Steigerung 
der Ölgewinnung (Enhanced Oil Recovery) einge-
setzt, die die Ausbeute erschöpfter Ölfelder noch 
einmal deutlich erhöht. Neben dem Illinois-Indus-
trial-CCS-Großprojekt, das 1 Mio. t CO2 abtrennt 
und in vollem Umfang in salinaren Aquiferen 
speichert, gibt es mit dem Gorgon-Projekt zur 
Erdgasaufbereitung in Australien ein Riesenpro-
jekt, das 3,5 bis 4 Mio. t abgetrenntes CO2 pro Jahr 
ebenfalls in salinaren Aquiferen lagern will.

„et“: Da passiert also einiges. Entscheidend ist 
jedoch, dass CCS billiger wird. Wie sind die Aus-
sichten dafür?

Bergmann: Natürlich wird die CCS-Technologie 
immer günstiger; die Kosten der ersten Demonst-
rationsprojekte erfordern ein höheres Investment 
und entsprechen nicht den Kosten von späteren 
kommerziellen Anlagen. Ich war in Brüssel im 
Rahmen der Zero Emissions Platform (ZEP) bis 
Ende 2014 tätig und auch an der jüngsten ZEP-
Studie zu CCS in der Industrie beteiligt. Die ZEP-
Studien gehen von der Annahme aus, dass man 
die Erneuerbaren nicht weiter einseitig fördert, 
sondern dass ein fairer Wettbewerb der sich im 
Markt entwickelnden Technologien stattfindet. 
Dann beschränkt sich der Erneuerbaren-Zubau 
i. d. R. weitgehend auf Onshore-Windkraft. Photo-
voltaikanlagen würden insbesondere in Deutsch-
land trotz sehr optimistischer Annahmen über die 
Kostendegression kaum zum Zuge kommen, denn 
in unseren Breiten ist die mögliche Nutzung von 
Photovoltaikanlagen auf etwa 800 bis 1.000 Stun-
den im Jahr beschränkt. Da hätte die Kohle-CCS-
Option dann kostenmäßig klar die Nase vorn. 

„et“: Bei welchem CO2-Preis ist aus heutiger Sicht 
CCS wirtschaftlich?

Bergmann: Ich würde sagen bei 50 bis 60  €/t 
CO2. Die älteren Studien von ZEP nehmen an, dass 
schon 35  € für Braun- und Steinkohle reichen 
würden. Diese Untersuchungen gehen aber noch 
von der Annahme aus, dass man die kostengünsti-

gere Speicherung onshore nutzen würde. Wir ha-
ben in den jüngeren Studien unterstellt, dass die 
Speicherung aufgrund höherer gesellschaftlicher 
Akzeptanz offshore erfolgt und dass ein Transport 
von insgesamt 500 km bis zu den Speicherstätten 
erforderlich ist. Unter diesen Bedingungen liegen 
die „notwendigen“ CO2-Preise dann bei ca. 50 bis 
60 €/t CO2.

„et“: Studien halten in Deutschland eine nahezu 
hundertprozentige Stromerzeugung aus erneuer-
baren Energien schon 2040 für möglich. Wie rea-
listisch ist das aus Ihrer Sicht? 

Bergmann: Ein Vollumstieg auf die erneuerba-
ren Energien im Stromsektor setzt voraus, dass 
Speicheroptionen in großem Umfang vorhanden 
sind – mehrere 10.000 MW, um Windflauten über 
einige Wochen ausgleichen zu können. Aus mei-
ner Sicht ist es völlig unrealistisch, so etwas in 
den nächsten 20 Jahren zu erwarten. Auch wenn 
sich kostengünstige Speicher im privaten Haus-
keller in Kombination mit einer zunehmenden 
dezentralen Stromerzeugung am Markt durch-
setzen, wird es keine Unabhängigkeit der In-
dustrie und der gesamten Stromversorgung von 
Kraftwerken auf der Basis fossiler Energieträger 
geben, falls man die wirtschaftliche Optimierung 
nicht völlig außer Acht lässt. Deshalb brauchen 
wir CCS, um die CO2-Emissionen zu neutralisie-
ren und die ehrgeizigen Klimaschutzziele errei-
chen zu können.

Die Fragen stellte Franz Lamprecht, „et“-Redaktion

Die Wucht der Digitalisierung hat die EVU erfasst. Sie ist Bedrohung 
und Chance zugleich – und deshalb neben der Energiewende das Top-
Thema der deutschen Energiewirtschaft. Die Wirtschaftsprüfungs- und 
Beratungsgesellschaft PwC hat knapp 120 deutsche EVU zu ihrem Grad 
der Digitalisierung und zu ihren Schwerpunkten befragt. Somit zeigt die 
Studie „Deutschlands Energieversorger werden digital“ den aktuellen Di-
gitalisierungsstand der Branche.

80  % der befragten EVU erwarten, dass die Digitalisierung bis Ende 
2017 das gesamte Unternehmen erfasst haben wird und daher neue Ge-
schäftsmodelle vonnöten sind.

Ein Treiber dieser Entwicklung sind digital orientierte Start-ups, aber auch 
Internetkonzerne, die mit aller Macht in den Energiemarkt drängen. We-
gen der neuen Wettbewerber sehen 56  % der befragten Unternehmen 

die Zukunft konventioneller EVU bedroht. Dass deshalb die Anzahl der 
Energieversorger in Deutschland sinken wird, befürchtet ebenfalls mehr 
als die Hälfte der Befragten. 32 % glauben, dass bis 2025 jeder vierte 
deutsche Energieversorger vom Markt verschwindet. Einige Befragte er-
warten sogar einen noch stärkeren Rückgang.

Die Digitalisierung zwingt EVU, schneller, flexibler und innovativer zu agie-
ren, bietet ihnen aber auch die Chance, interne Prozesse zu optimieren 
und so die Kosten zu senken. Dennoch haben nur 17 % der EVU eine Digi-
talisierungsstrategie erarbeitet. Immerhin 72 % der befragten EVU wollen 
in den kommenden zwei Jahren ihr Budget für die Digitalisierung erhöhen. 
62 % nennen Investitionen in Business Analytics als oberste Priorität. Fast 
ebenso viele Unternehmen gehen davon aus, dass Datenauswertungen 
ein zentraler Bestandteil ihres Geschäftsmodells werden können. So wol-
len 83 % der EVU ihren Kunden bald personalisierte Angebote machen.

Studie: Deutschlands Energieversorger werden digital – aber zu langsam 
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Erneuerbare Energien brauchen Partner
Die erneuerbaren Energien sind in aller Munde. Ihnen wird in der Öffentlichkeit gerne das Prädikat zugesprochen, Zu-
kunftsenergien zu sein. Darüber wird aber oft vergessen, dass die Erneuerbaren, insbesondere Wind- und Solarenergie, 
volatile Energieformen sind, die ohne die Unterstützung grundlastfähiger Backup-Erzeuger nicht in der Lage sind, dauerhaft 
ein gleichförmiges Band an Energie zur Verfügung zu stellen.

werkspark, durch grenzüberschreitende 
Optimierung und bisher nur in geringem 
Umfang durch Nachfragemanagement aus-
geglichen. Die Grafiken zur Stromprodukti-
on zeigen, welche enormen Lastwechsel auf-
treten, wenn der Wind auf- oder abbrist und 
die Sonne morgens auf oder abends wieder 
untergeht (siehe Abb.). Wie kann das Strom-
system diese Flexibilität bereitstellen? Was 
sind die technischen und die ökonomischen 
Parameter, die für eine jederzeit sichere 
Stromversorgung relevant sind?

Die technische Dimension

Die Lastflexibilität von Kraftwerken wird 
durch zwei Merkmale bestimmt. Es geht 
um die Laständerungsgeschwindigkeit: 
Wieviel Prozent der Kapazität kann pro 
Minute zurück- oder hochgefahren werden? 
Man spricht dann von einem Gradienten. 
Der zweite Parameter ist die Mindestlast: 
Wie weit kann die Auslastung einer Anlage 
abgesenkt werden? Der Regelbereich wird 
durch die maxi- und minimale Erzeugung 
beschrieben.

Zwischen modernen Kohle- sowie Gas- und 
Dampfturbinenkraftwerken (GuD) bestehen 
hinsichtlich des Regelbereichs und der Gra-
diente der Laständerung keine signifikanten 
Unterschiede. Bei GuD-Anlagen kann im Re-
gelbetrieb die Last auf etwa 50 % der Nenn-
leistung reduziert werden. Nur wenn die 
Gas- und Dampfturbinen gleichzeitig betrie-

ben werden, kann der hohe Wirkungsgrad 
von 55-60  % erreicht werden. Soll die Last 
weiter abgesenkt werden, sind nur noch 
die Gasturbinen betreibbar. Diese aller-
dings haben deutlich tiefere Wirkungsgrade 
(< 40 %), was zu stark steigenden Brennstoff- 
und CO

2-Kosten führt; nur im Ausnahmefall 
ist diese Betriebsweise sinnvoll.

Moderne Braunkohlenkraftwerke sind mit 
einer Mindestlast von 40 bis 50 % betreibbar. 
Es wird daran gearbeitet, durch Modifika-
tion in der Leit- und Feuerungstechnik den 
Wert noch weiter abzusenken. Bei Steinkoh-
lenkraftwerken liegt die Mindestlast je nach 
Auslegung bei 25-40  %. Alle Anlagen ver-
zeichnen im Teillastbetrieb geringere Wir-
kungsgrade. Bei Kohlenkraftwerken sinken 
die Wirkungsgrade bei Lastabsenkungen 
tendenziell langsamer als bei GuD-Anlagen. 
Deswegen steigen bei ihnen im Teillastbe-
trieb die Kosten nicht so schnell wie bei den 
gasbetriebenen Anlagen. Die Gradienten der 
Laständerung liegen bei GuD und Steinkoh-
lenanlagen bei etwa 3-4 % der Nennleistung 
je Minute. Bei Braunkohlenkraftwerken 
sind dies rd. 3 % je Minute. Ein idealisiertes 
Kraftwerk mit 1.000 MW Kapazität kann die 
Leistung in 12 bis 20 Minuten auf 500 MW 
absenken. Besondere Anforderungen resul-
tieren bei allen Kraftwerkstypen aus Kalt-
starts, wofür immer mehrere Stunden benö-
tigt werden. Bei allen Dampfkreisprozessen 
sind Kaltstarts mit zusätzlichem Verschleiß 
und Kosten verbunden.

Auf der Website des Fraunhofer Instituts 
ISE wurden interaktive Grafiken zur Strom-
erzeugung und zu den Strompreisen in 
Deutschland gezeigt. Schnell wird klar, er-
neuerbare Energien brauchen Partner.

Systeme integrieren

Es geht darum, zwei Systeme zu integrie-
ren. Die fluktuierende Stromerzeugung 
insbesondere aus Wind- und Sonnenkraft-
werken ist nur möglich, wenn komplemen-
tär ein regelbarer und versorgungssicherer 
Kraftwerkspark verfügbar ist, der in der 
Lage sein muss, jederzeit den notwendigen 
Strombedarf abzudecken.

Die vom Fraunhofer ISE ins Netz gestellten 
grafischen Auswertungen zeigen anschau-
lich, welche Dynamik im deutschen Strom-
system heute zu beherrschen ist. Der Strom-
bedarf in Deutschland schwankt übers Jahr 
gesehen beachtlich und liegt in einer Band-
breite von 40 bis 80 GW-Leistung. Im Winter 
ist der Strombedarf höher als im Sommer; 
nachts geringer als über Tag und am Wo-
chenende tiefer als an Werktagen.

Deutliche Wechsel sind in der Einspei-
sung von PV- und Windenergieanlagen zu 
verzeichnen. Die installierte Leistung der 
Windkraftwerke lag Ende 2014 bei 36,9 GW, 
die der PV-Anlagen bei 39,3 GW. Offensicht-
lich ist, dass die Solarenergie nur während 
der Tagesstunden und bei Sonnenschein 
Strom liefern kann. Wie steht es allerdings 
um die Windkrafterzeugung? Die größte 
Netzeinspeisung aller Windkraftanlagen lag 
in Deutschland 2014 bei 29,6 GW, die nied-
rigste Einspeisung lag bei 0,024 GW. Der 
Minimalwert der gleichzeitigen Einspeisung 
von Sonnen- und Windkraftanlagen betrug 
2014 0,12 GW, das entspricht etwa 0,15 % 
der installierten Nennleistung.

Die Differenz zwischen Nachfrage und der 
Einspeisung von Wind- und Sonnenkraft-
werken wird durch einen flexiblen Kraft-

Abb.   Lastwechsel infolge von Einspeisungen von Wind- und Solarenergie
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Eine deutliche Beruhigung des Systems und 
erhebliche Kostensenkungen könnten er-
reicht werden, wenn die Erzeugungsspitzen 
bei Wind und PV abgeregelt würden. Dabei 
würden nur wenige Prozent der jährlich 
möglichen Erzeugung nicht eingespeist; das 
ganze System allerdings wäre deutlich stabi-
ler und kostengünstiger zu gestalten.

Die ökonomische  
Dimension von Flexibilität

Die wirtschaftliche Verantwortung für be-
darfsgerechte Energielieferungen innerhalb 
eines Bilanzkreises (ein virtuelles Gebilde 
aus einer beliebigen Anzahl von Strom-
erzeugern und Verbrauchern, die über 
Liefer- und Abnahmeverträge miteinander 
verknüpft sind) trägt der Bilanzkreisver-
antwortliche (BKV). Er ist verpflichtet, im 
Rahmen seiner kommerziellen Tätigkeit 
viertelstundengenau für einen Ausgleich 
zwischen Einspeisungen und Entnahmen 

zu sorgen. Hierzu erstellt er Fahrpläne und 
teilt den Übertragungsnetzbetreibern (ÜNB) 
auf Grundlage möglichst exakter Prognosen 
die geplanten Energielieferungen mit. Bei 
kurzfristigen Fahrplanabweichungen über-
nimmt der ÜNB das Engpassmanagement 
und stellt dem BKV die Kosten in Rechnung. 
Bei ungeplanten und großen Fahrplanab-
weichungen ist der BKV nach Ablauf einer 
Stunde zum Ausgleich verpflichtet.

Die Preisbildung erfolgt auf Grundlage von 
Angebot und Nachfrage nach dem Merit 
Order-Prinzip. Erneuerbare Energien haben 
zunächst gesetzlichen Vorrang. Betreiber kon-
ventioneller Kraftwerke bieten ihren Strom in 
Höhe ihrer kurzfristigen Grenzkosten (variab-
le Kosten) an der Strombörse an, die maßgeb-
lich für die Einsatzrangfolge sind. Die güns-
tigsten Anbieter decken die Nachfrage und das 
letzte in der Rangfolge stehende Kraftwerk, 
das zur Deckung der Nachfrage benötigt wird, 
setzt den Preis. Kraftwerke mit hohen Kosten 

werden bei fallenden Preisen zurückgefahren 
oder vom Netz genommen. Nicht am Netz ist, 
wer hohe Kosten aufweist oder flexibel sein 
muss und die Wahl hat, den Strom preiswert 
zu kaufen, anstelle selber teuer zu erzeugen 
und dabei einen Verlust zu machen.
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„Was auffällt in der Politik, ist der permanente Split zwischen Reden, Entscheiden und Han-
deln. Bei den transformatorischen Politiken, z. B. Energie und Klima, sind das Reden und die 
Entscheidungen hoch ambitioniert. Die Handlungen sind es nicht unbedingt, weshalb perma-
nent Inkonsistenzen und Widersprüche auftreten. Politisch kann man mit visionären Debatten 
und ambitionierten Entscheidungen mehr Punkte machen als auf der oft pragmatischen Ebene 
des Handelns. Eigentlich müsste es Umweltschützer beunruhigen, dass gerade die Klimaziele 
permanent verfehlt werden. Doch auch NGO agieren in einem Umfeld, in der Erfolge primär 
an der Durchsetzung ehrgeiziger Zielentscheidungen bemessen werden, also den Ambitionen. 
Wenn bei der Umsetzung nicht alles glatt läuft, also die Resultate ausbleiben, kann man dafür 
stets die Regierungen verantwortlich machen. Wie realistisch die Zielerfüllung war, ist nicht 
weiter relevant.“ 

Dr. Oliver Geden, Leiter der Forschungsgruppe EU/Europa, Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP), Berlin

Split zwischen Reden, Entscheiden und Handeln  
in der Politik
Auch wenn es paradox klingt: Es ist in der Politik keine Seltenheit, auf Zielverfehlungen mit Zielverschärfungen zu reagie-
ren. Beispiele findet man z. B. in der Klimapolitik. Der Politik scheint keine Forderung zu utopisch, vielleicht deshalb, weil 
sich der Sachverhalt ohnehin ganz anders entwickelt. Um sachrationale Entscheidungen und konsistente Umsetzung von 
Problemlösungen geht es im politischen Funktionsbereich von Gesellschaften primär anscheinend nicht. Worum dann? „et“ 
sprach mit Politikberater Dr. Oliver Geden von der Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP), warum Politik lieber neue Ziele 
formuliert als alte umsetzt, und das auf globaler, regionaler und nationaler Ebene. 

klopfen. Die Ziele bleiben sehr häufig wolkig und 
ungreifbar. Aber: Wenn sie nicht erreicht werden, 
kann das keiner einzelnen Regierung angelastet 
werden. Bei konkret vereinbarten Mechanismen 
wäre transparent, was jede Regierung liefern 
müsste. Bei der Kompromissfindung sind Regie-
rungen eher bereit, Zugeständnisse zu machen, 
bei denen am Ende die Lieferung nicht eingeklagt 
werden kann. Das ist schon lange Tradition in der 
UN-Klimapolitik. 

„et“: Was steckt dahinter, dass die Latte so hoch 
angesetzt wurde?

Geden: In der Politik ist das Setzen von Zielen zu-
nehmend zum Selbstzweck geworden. In der Kli-
mapolitik geht es vielmehr um Absichten als um 
Resultate, bei einem UN-Gipfel selbstverständ-
lich auch um Verhandlungstaktik. Im Pariser 
Klimaabkommen gibt es eine Vermischung von 
verschiedenen Zieldimensionen. 1,5 °C sind als 
Handlungsziel nicht mehr realistisch, denn man 
müsste bis 2025 die Emissionen auf Null fahren 
oder auf enorme Umfänge an „negativen Emissi-
onen“ in der zweiten Jahrhunderthälfte hoffen, 
also über eine reine Dekarbonisierung noch hin-
ausgehen. 

Man sollte die 1,5 °C-Entscheidung eher als An-
erkennung der Klimarisiken kleiner Inselstaaten 

interpretieren, als mögliche Benchmark für Ent-
schädigungsforderungen oder schlicht als Marker 
für die eigentlich anzustrebende Umweltquali-
tät, auch wenn man die Temperatur erst im 22. 
Jahrhundert wieder auf dieses Niveau drücken 
könnte. Die 1,5 °C-Entscheidung zeigt, dass in 
der Klimapolitik – bei allem zur Schau gestellten 
Wissenschaftsbezug – die physikalische Realität 
nicht im Vordergrund steht. Ansonsten müsste 
man zugeben, dass in Paris tatsächlich ein 3 °C-
Emissionspfad beschlossen wurde, auf dem nun 
ein 1,5 °C-Schild klebt. 

„Energieunion“ – Chimäre  
der EU-Energiepolitik

„et“: Gehen wir politisch eine Ebene tiefer, kom-
men wir zur EU. Welche Bedeutung hat der neue 
Leitstern „Energieunion“?

Geden: Die Diskussion über die Energieunion 
wurde von Kommissionspräsident Claude Jun-
cker seit seinem Amtsantritt Ende 2014 als posi-
tive Vision in den Vordergrund gerückt. Sie war 
und ist so breit angelegt, dass im Grunde alles 
darin integrierbar ist und sämtliche Mitglied-
staaten, Nichtregierungsorganisationen und Un-
ternehmen diese Programmatik unterschreiben 
konnten. Dabei gibt es in der EU erhebliche Dif-
ferenzen, die damit nicht aufgelöst werden konn-

Weltklimapolitik –  
Ziele statt Maßnahmen

„et“: Der Weltklimagipfel im letzten Dezember 
wurde überwiegend als großer politischer Durch-
bruch gewertet. Wie schätzen Sie das Pariser Kli-
maabkommen ein?

Geden: Es ist ein großer Erfolg, dass dieses Ab-
kommen überhaupt zu Stande gekommen ist. 
Aber selbstverständlich ist die Stimmung bes-
ser als die Lage. Denn die Aggregation der sog. 
INDC – Intended Nationally Determined Contribu-
tions – ergibt, dass die Emissionen bis 2030 weiter 
steigen werden und absehbar kein Turnaround in 
Sicht ist. Die Hoffnung beruht darauf, dass über 
neue Verfahren die gemeldeten Emissionsreduk-
tionsbeiträge der Länder schon bald verschärft 
werden. Es handelt sich allerdings um freiwilli-
ge Zusagen und insofern um einen ungedeckten 
Wechsel auf eine bessere Zukunft – wie so oft in 
der globalen Klimapolitik. 

„et“: Es hat wohl viele überrascht, dass mit 
1,5 Grad °C ein sehr ehrgeiziges Minderungsziel 
verabschiedet wurde. Hinter den Erwartungen 
blieb man u. a. beim Überprüfungsmechanismus. 

Geden: Es ist einfacher, sehr anspruchsvolle 
Ziele zu verabschieden, als Maßnahmen festzu-



48 ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 66. Jg. (2016) Heft 1/2

ZUKUNFTSFRAGEN
INTERVIEW

„In der Politik wird sehr viel mehr auf Sicht gefahren, als die langfristigen Pläne es vermuten lassen. Doch auch diese 
haben einen Einfluss. Man hätte im letzten Sommer nicht so intensiv über eine Kohleabgabe geredet, wenn die Regierung 
nicht unter Druck gestanden hätte, auf die öffentlich diskutierte absehbare Nichterreichung des 40 %-Reduktionsziels zu 
reagieren. Meine These ist, dass die langfristigen Ziele und Zeitpläne der Energiewende ein anschauliches Beispiel für 
eine Ausbeutung der Zukunft für gegenwärtige politische Zwecke darstellen. Es ist damit zu rechnen, dass etliche der 
Energiewendeziele im Laufe der Zeit in Frage gestellt und korrigiert werden, die Umsetzung des nach wie vor richtigen 
Energiewende-Projekts also zeitlich gestreckt wird.“ 

Dr. Oliver Geden, Leiter der Forschungsgruppe EU/Europa, Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP), Berlin

ten. Nach spätestens einem Jahr wurde klar, dass 
das Konzept so gut wie inhaltsleer ist. Fast alle 
Initiativen, die nun mit dem Label Energieunion 
versehen werden, wären ohnehin auf die Agenda 
gekommen. 

Ausgerechnet bei dem einzig neuen Thema, der 
sog. europäischen Energie-Governance, ist die 
Kommission vorsichtig, weil viele Mitgliedstaaten 
auf ihrer Souveränität beim Energiemix behar-
ren, nicht zuletzt bei den Erneuerbaren. Es wird 
am Ende sicher ein Governance-Mechanismus 
beschlossen werden, aber er wird ähnlich zahnlos 
sein wie der zur wirtschaftspolitischen Koordi-
nation in der EU („Europäisches Semester“). Ein 
wohlklingendes Konzept soll eine nicht vorhande-
ne Einigkeit suggerieren. Man ist sich zwar weit-
gehend uneinig, aber hat wenigstens einen neuen, 
möglichst mehrdeutigen Begriff, auf den sich alle 
positiv beziehen können.

„et“: Man schafft also einen Mantel, der rein sym-
bolisch ist. Zu welchem Zweck? 

Geden: Die Debatte um die Energieunion erfüllt 
aus Sicht der Kommission vor allem den Zweck, 
die Mitgliedstaaten daran zu hindern, noch wei-
ter auseinanderzudriften. Unter dem Dach der 
Energieunion kann jeder Mitgliedstaat seine 
eigenen Prioritäten setzen und zunächst betrei-
ben was er will. Vor allem die osteuropäischen 
Länder merken im Bereich Strom, dass sie we-
nige eigene Steuerungsmöglichkeiten haben. 
Mitgliedstaaten wie Deutschland hingegen sind 
beim Gas nicht geneigt, den osteuropäischen Ver-
gemeinschaftungsvorstellungen zu folgen. Jeder 
kann seine Prioritäten mit Verweis auf die Ener-
gieunion begründen, aber keiner kann mit einer 
explizit antieuropäischen Agenda antreten. Alle 
europäischen Regierungen stehen unter ähn-
lichem Druck. Je stärker europäisch integriert 
wird, desto weniger Einflussmöglichkeiten gibt 
es auf nationaler Ebene und desto weniger kann 
eine autonome nationale Energie- und Klimapoli-
tik betrieben werden.

Deutsche Klimapolitik: viele 
Ziele, etliche Widersprüche

„et“: Die deutsche Energie- und Klimapolitik wirkt 
sehr umtriebig. 

Geden: Ja, in Deutschland wird vergleichswei-
se viel auf den Weg gebracht. Es gibt allerdings 
hierzulande eine Menge von Zielen, die im Wi-
derspruch zueinander stehen. Das deutsche 
Emissionsminderungsziel (-40  % bis 2020 gegen-
über 1990) ist nicht mehr erreichbar, das darf 
aber nicht zugegeben werden. Die Regierung hält 
eisern an diesem Ziel fest und widerspricht da-
mit den Aussagen der Expertenkommission zum 
Monitoringbericht. Das Problem: Alle anderen 
Planungen setzen die Erfüllung der Hauptziele 
voraus. Wenn z. B. das Emissionsminderungsziel 
für unrealistisch gehalten wird und man nun ei-
nen Netzentwicklungsplan aufstellen würde, der 
diesen 40 % widerspricht, dann würde dies sofort 
politisch skandalisiert werden. Das erklärt einen 
Teil der Verwerfung. 

Generell ist die Umsetzung solcher Pläne auf der 
nationalen Ebene relativ einfach. Allerdings wird 
die Hälfte der Emissionen in Deutschland durch 
ein europäisches Instrument reguliert, dadurch 
ist die Steuerungshoheit stark eingeschränkt. Es 
ist auf dieser Basis nicht mehr sachrational, ein 
Gesamtemissionsminderungsziel zu verfolgen. 
Dies folgt eher einer politischen Rationalität, was 
grundsätzlich auch legitim ist. Im UN-Regime wer-
den alle Emissionen auf deutschem Boden auch 
der nationalen Bilanz zugeschrieben, und die sieht 
im globalen Vergleich bislang ja auch sehr gut 
aus. Würde es nur noch ein nationales Ziel für die 
Nicht-ETS-Sektoren geben, würde die Wahlbevöl-
kerung zudem viel sensibler auf klimapolitische 
Maßnahmen reagieren, die dort ja direkter in ih-
ren Alltag eingreifen als im Stromsektor. 

„et“: Warum tut man sich in Deutschland so 
schwer, eine Klimapolitik zu entwickeln, die auf 
sportliche, aber erreichbare Ziele setzt?

Geden: Das ist schwierig, weil einige Ziele sym-
bolisch überhöht sind. Im Alltag der Energie- und 
Klimapolitik gewinnt man immer mit möglichst 
großen Ambitionen, Verweise auf absehbare Um-
setzungsprobleme oder zu hohe Kosten wirken 
beim Publikum schnell kleinkrämerisch. Alles ist 
möglich, es zählt nur der politische Wille. Sobald 
langfristige Transformationsziele, die ja immer 
eine sehr positive Zukunft beschreiben, in Fra-
ge gestellt werden, riskiert die Regierung eine 
negative Presse. Am ehesten können Ziele nach 
einem Regierungswechsel korrigiert werden. Das 
seinerzeit von Bundeskanzler Kohl (CDU) ange-
setzte 25  %-Reduktionsziel für 2005 gegenüber 
1990 wurde im Jahr 2003 vom grünen Bundesum-
weltminister Jürgen Trittin abgeräumt. Das Kabi-
nett Schröder II hat der Vorgängerregierung die 
Schuld für die Nichterreichung zugewiesen und 
das 25 %-Ziel durch die schwächere Vorgabe des 
Kyoto-Systems (-21  % zwischen 1990 und 2012) 
ersetzt. 

Split zwischen Reden,  
Entscheiden und Handeln

„et“: Es mangelt in der Realität kaum an aktuellen 
drängenden Problemen. In der Politik spricht man 
jedoch am liebsten über die mittel- bis langfristige 
Zukunft. 

Geden: Politik funktioniert eben anders, als der 
Laie es vermutet. Es geht in den meisten Politik-
feldern nicht in erster Linie darum, bestmögliche 
Lösungen für unbestrittene Probleme zu finden. 
Insbesondere Parteien streben zuallererst da-
nach, Lösungskompetenz zu beweisen, um sich 
positiv von ihren Mitbewerbern zu unterschei-
den. Pragmatischerweise arbeiten sie deshalb pri-
mär an Lösungsvorschlägen, die ihnen auf dem 
Wählermarkt Zugewinne versprechen und versu-
chen dann, im öffentlichen Diskurs passförmige 
Problembeschreibungen durchzusetzen. 

Was auffällt in der Politik, ist der permanente Split 
zwischen Reden, Entscheiden und Handeln. Bei 
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den transformatorischen Politiken, z.  B. Energie 
und Klima, sind das Reden und die Entscheidun-
gen hoch ambitioniert. Die Handlungen sind es 
nicht unbedingt, weshalb permanent Inkonsisten-
zen und Widersprüche auftreten. Politisch kann 
man mit visionären Debatten und ambitionierten 
Entscheidungen mehr Punkte machen als auf der 
oft pragmatischen Ebene des Handelns. Eigentlich 
müsste es Umweltschützer beunruhigen, dass ge-
rade die Klimaziele permanent verfehlt werden. 
Doch auch NGO agieren in einem Umfeld, in der 
Erfolge primär an der Durchsetzung ehrgeiziger 
Zielentscheidungen bemessen werden, also den 
Ambitionen. Wenn bei der Umsetzung nicht alles 
glatt läuft, also die Resultate ausbleiben, kann 
man dafür stets die Regierungen verantwortlich 
machen. Wie realistisch die Zielerfüllung war, ist 
nicht weiter relevant.

1. und 2. März 2016 im Maritim Hotel Berlin

BDEW-Fachkongress
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„et“: Sie sind Politikberater. Kann Politik überhaupt 
anders gestaltet werden als hier beschrieben? 

Geden: Im Grunde nur sehr schwierig, schon 
wegen der politischen Anreizstrukturen. In der 
Energie- und Klimapolitik wird die von der Wirt-
schaft geforderte langfristige Konsistenz immer 
eine Illusion bleiben. Je komplexer das System ist, 
an dem gearbeitet wird, desto größer die Inkonsis-
tenz. Das erlebt man bei jeder zusätzlichen Maß-
nahme, die eingeführt wird. Ständig geschieht Un-
vorhergesehenes und es treten Zielkonflikte mit 
anderen Politikbereichen auf. Es gibt in Modellen 
zwar optimale Policy-Designs, in der Realität aber 
kein optimales Policy-Making. 

In der Politik wird sehr viel mehr auf Sicht gefah-
ren, als die langfristigen Pläne es vermuten las-

sen. Doch auch diese haben einen Einfluss. Man 
hätte im letzten Sommer nicht so intensiv über 
eine Kohleabgabe geredet, wenn die Regierung 
nicht unter Druck gestanden hätte, auf die öffent-
lich diskutierte absehbare Nichterreichung des 
40  %-Reduktionsziels zu reagieren. Meine These 
ist, dass die langfristigen Ziele und Zeitpläne der 
Energiewende ein anschauliches Beispiel für eine 
Ausbeutung der Zukunft für gegenwärtige politi-
sche Zwecke darstellen. Es ist damit zu rechnen, 
dass etliche der Energiewendeziele im Laufe der 
Zeit in Frage gestellt und korrigiert werden, die 
Umsetzung des nach wie vor richtigen Energie-
wende-Projekts also zeitlich gestreckt wird. 

„et“: Vielen Dank für das Interview. 

Die Fragen stellte Franz Lamprecht, „et“-Redaktion 


